
Anforderungen an die Klageschrift

Für die gesellschaftlich wirksame Gestaltung des Ver­
fahrens kommt der Klageschrift große Bedeutung zu. 
Mit ihr erhält das Gericht in der Regel erstmals Kennt­
nis vom konkreten zivilrechtlichen Konflikt; sie ist zu­
nächst die einzige und auch wichtigste Grundlage für 
die Vorbereitung und Durchführung der mündlichen 
Verhandlung.
Die Mindestanforderungen an Form und Inhalt der 
Klageschrift sind gesetzlich festgelegt./7/ Danach wird 
die Angabe von Namen, Beruf bzw. sozialer Stellung, 
Wohnanschrift und Parteistellung verlangt. Soweit in 
der Klageschrift auf Urkunden bzw. ihnen gleich­
gestellte Dokumente Bezug genommen wird, sind diese 
in der Ur- oder Abschrift als Anlage der Klage beizu­
fügen.
Insgesamt muß die Klageschrift alle erforderlichen An­
gaben enthalten, um eine straffe Durchführung des Ver­
fahrens zu sichern. Zu diesen Angaben „gehören neben 
den zur rechtlichen Beurteilung notwendigen Ausfüh­
rungen besonders Angaben über die Arbeitsstellen der 
Parteien und darüber, was bisher in der Sache unter­
nommen worden ist, welche Organe bereits damit befaßt 
waren und zur Aufklärung beitragen können, welche 
gesellschaftlichen Kräfte tätig waren bzw. auf die Be­
seitigung des Konflikts Einfluß nehmen können“./8/ 
Dabei muß jeweils differenziert geprüft werden, inwie­
weit nicht unmittelbar vom Gesetz verlangte Angaben 
notwendig sind.
Soweit es um unabdingbare Erfordernisse für Form und 
Inhalt einer Klage geht, können diese in einem Formu­
lar zusammengefaßt werden. Die Arbeit mit Klagefor­
mularen trägt zur Erhöhung der inhaltlichen Qualität 
bei./9/ Wenn auch wegen der verschiedenen verfahrens­
mäßigen Gemeinsamkeiten für die Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechtskonflikte einerseits bestimmte einheitliche 
Grundsätze für ein Klageformular fixierbar sind, so 
haben doch andererseits die einzelnen Verfahrensarten 
Besonderheiten, die auch besondere Klageformulare be­
dingen. Auf dem Gebiet des Wohnungsmietrechts bieten 
sich Klageformulare besonders deshalb an, weil woh- 
nungsmietrechtliche Konflikte einen Schwerpunkt der 
gerichtlichen Tätigkeit bilden und weil diese Verfahren 
auch unter dem Gesichtspunkt der Bemühungen von 
Partei und Regierung um die Verbesserung der Wohn­
verhältnisse von besonderer sozialer Aktualität sind. 
Ein F o r m u l a r  für Wohnungsmietrechtsklagen muß 
so verständlich sein, daß ein Bürger eine Klage ggf. 
allein aufsetzen kann. Grundlage für das Formular sind 
die gesetzlich festgelegten Anforderungen an Form und 
Inhalt einer Klage. Es könnte so abgefaßt werden:

Name, Vorname: ............................................................................
ausgeübte Tätigkeit:........................................................................
Arbeitsstelle: ..................................................................................
Wohnort: ........................................................................ ................
Straße, Nr........................................................................................

— Kläger/in —
gesetzlicher/bevollmächtigter Vertreter:
Name, Vorname: ............................................................................
Wohnanschrift: ...............................................................................
erhebt vor dem Kreisgericht ..........................................................

(*7/ Grundsätze über den Inhalt der Klage aus der Sicht der 
Arbeit an einem neuen Verfahrensgesetz vermittelt G. Krüger, 
„Zur Ausgestaltung eines effektiven und rationellen gericht­
lichen Verfahrens auf dem Gebiet des Zivil-, Familien- und 
Arbeitsrechts“, NJ 1974 S. 425 ff. (427 f.).
/8/ W. Strasberg, „Zur Einordnung der gerichtlichen Tätig­
keit in die staatliche Leitung im Territorium“, NJ 1971 S. 265 ff. 
(267). Vgl. auch Kollegium für Zivil-, Familien- und Arbeits­
rechtssachen des Obersten Gerichts, a. a. O., S. 569 ff.
/9/ Vgl. K.-H. Eberhardt, „Bessere Vorbereitung der Aussöh­
nungsverhandlung durch höhere Qualität von Klage und Klage­
erwiderung“, NJ 1970 S. 425 f.

g e g e n
Name, Vorname: ......................................
ausgeübte Tätigkeit: .....................
Arbeitsstelle:.............................................
Wohnort: ..................................................
Straße, Nr.................................................

— V erklagte/r —
gesetzlicher/bevollmächtigter Vertreter:
Name, Vorname: ............................................................................
Wohnanschrift: ...............................................................................
Klage auf/wegen Aufhebung des Mietverhältnisses/ 
Zahlung

rückständiger Miete/Zahlung künftiger Miete/Woh- 
nungsinstandsetzung/Kostenerstattung/Schaden-
ersatz/Unterlassung einer Handlung/...................................... /

mit dem Antrag:
1  ......................................... i................................................

2 ..................................
3. Die Kosten des Rechtsstreits werden dem Verklag- 

ten/Kläger auf erlegt! gegeneinander aufgehoben.
4. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Streitwert: ............................................ M
Begründung: ........................................

Wohnungsmietverhältnis zwischen den Parteien besteht
seit................................................. 19....
Angaben zur Wohnung:

Ort:................................................  >
..................................... Str. Nr.........
. . . .  Zimmer, Küche/Bad, Ne­
bengelaß, monatlicher Miet­
preis ........................M

Beweis: 1. Anliegende/vorzulegende Wohnungszuwei­
sung.

2. Anliegender/vorzulegender Mietvertrag vom 
......................  19.... (Original/Abschrift).

kurzer Sachverhalt:

Beweis:...................................................
Die Klage wird auf §.......................................... gestützt.
..................................  M in Kostenmarken werden als Pro­
zeßkostenvorschuß überreicht.
Ort:.................................., den.........................19-----

Unterschrift des Klägers

Da sich aus diesem Formular nicht alle wünschenswer­
ten Fakten ergeben, sollte ihm ein erläuterndes M e r k ­
b l a t t  beigefügt werden, das etwa folgende Hinweise 
für das Ausfüllen des Klageformulars enthalten sollte:
1. Sind verschiedene Antworten möglich, dann ist das 
Nichtzutreffende zu streichen.
2. Können geforderte Angaben nicht beantwortet wer­
den oder bestehen Unklarheiten, ist dies dem Sekretär 
bei Abgabe der Klage mitzuteilen.
3. Enthält der Antrag mehrere Punkte, ist fortlaufend 
zu numerieren.
4. Alle nichtzutreffenden Vorgaben sind zu streichen.
5. Volkseigene Betriebe und sonstige Einrichtungen 
haben die genaue Bezeichnung, Anschrift und das ihnen 
übergeordnete Organ anzugeben.
Es sollte ferner angegeben werden, was bisher zur Lö­
sung des Konflikts unternommen wurde, welche staat­
lichen Organe, sonstigen Einrichtungen oder gesell­
schaftlichen Kräfte sich mit ihm befaßt haben und ob 
wegen dieses Konflikts bereits eine Rechtsauskunft beim 
Kreisgericht oder bei einer anderen Einrichtung einge­
holt wurde. Soweit Möglichkeiten zur Konfliktlösung 
gesehen werden, sind diese in der Klageschrift aufzu­
zeigen.
Hat wegen des Konflikts bereits ein gesellschaftliches 
Gericht beraten oder war zwischen den Parteien bereits 
ein anderer Wohnungsmietrechtskonflikt an einem 
staatlichen oder gesellschaftlichen Gericht anhängig, 
sind Zeitpunkt und Aktenzeichen anzugeben.
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